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Die ursprüngliche Fassung des Expertenstandards Entlassungsmanagement in der 
Pflege mit der Literaturstudie aus dem Jahre 2004 kann zu Studienzwecken beim 
DNQP angefordert werden. Anfragen richten Sie bitte an: dnqp@fh-osnabrueck.
de.

Konzept und Ergebnisse der modellhaften Implementierung sowie das Audit-In
strument zum Expertenstandard stehen auf der Homepage des DNQP (www.dnqp.
de) zum kostenlosen Download zur Verfügung und werden auch für die aktualisier-
te Fassung des Expertenstandards empfohlen. 
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Präambel zum Expertenstandard2.2	

Versorgungsbrüche manifestieren sich besonders beim Übergang vom stationären in den nach-
stationären Bereich. Sie führen zu unnötiger Belastung der Betroffenen und ihrer Angehörigen, 
aber auch durch die damit oftmals verbundenen „Drehtüreffekte“ zur Verschwendung knapper 
Ressourcen im Gesundheitswesen. Deshalb richtet sich der vorliegende Expertenstandard pri-
mär an Pflegefachkräfte1 in stationären Gesundheitseinrichtungen, das heißt Krankenhäuser, 
Fach- und Rehabilitationskliniken. Eine Ausdehnung auf stationäre Altenpflegeeinrichtungen 
und ambulante Pflegedienste hätte zur Folge gehabt, dass wegen der unterschiedlichen Ziel-
setzungen und Voraussetzungen die Standardaussagen zu allgemein ausgefallen wären. Der 
im Standard gewählte Patientenbegriff trägt dem Rechnung und bezieht sich auf Personen mit 
einem poststationären Pflege- und Versorgungsbedarf. In der Mehrzahl handelt es sich dabei 
um ältere Menschen sowie „multimorbide“ Patienten2 mit meist chronischen Krankheiten.

Die Angehörigen – gemeint sind die primären Bezugspersonen der Patienten, also auch solche, 
die nicht im gesetzlichen Sinne Verwandte sind – wurden ausdrücklich in die Standardformulie-
rung aufgenommen. Damit wird zum einen ihrer Schlüsselrolle bei der Entlassung Rechnung 
getragen und zum anderen die selbstverantwortliche Rolle von Patienten und Angehörigen 
aufgezeigt. Voraussetzung für die Beteiligung der Angehörigen an der Entlassungsplanung ist 
selbstverständlich das dokumentierte Einverständnis der Patienten. 

Der vorliegende Expertenstandard konzentriert sich auf die Entlassung aus der Klinik als die 
Situation, die am häufigsten Versorgungsbrüche erzeugt. Sein Ziel ist, systematisch aus pfle-
gerischer Perspektive dem Entstehen von Versorgungsbrüchen bei der Patientenentlassung 
durch eine gezielte Vorbereitung von Patienten und Angehörigen sowie durch einen besseren 
Informationsaustausch zwischen den am Entlassungsprozess Beteiligten entgegenzuwirken. 
Dies erfordert beim Assessment und den folgenden Interventionen, den Blick auf die Lebens-
erfordernisse der Patienten im nachstationären Setting zu richten. Allerdings sind vor dem 
Hintergrund des fragmentierten Versorgungssystems dringend weitere einrichtungsübergrei-
fende Regelungen zu treffen, um die Kooperation zwischen den verschiedenen Gesundheits-
einrichtungen und Gesundheitsberufen zu fördern, insbesondere bei Patienten mit komplexem 
Versorgungsbedarf. 
 

1	 Im Standard werden unter dem Begriff „Pflegefachkraft“ die Mitglieder der verschiedenen Pflegebe-
rufe (Altenpflegerinnen, Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, Gesundheits- und Kinderkranken-
pflegerinnen) angesprochen. Darüber hinaus werden auch diejenigen Fachkräfte im Pflegedienst 
angesprochen, die über eine Hochschulqualifikation in einem pflegebezogenen Studiengang verfü-
gen.

2	 Zur sprachlichen Vereinfachung und damit zur verbesserten Lesbarkeit wird im Text lediglich eine 
Geschlechtsform verwendet. Das jeweils andere Geschlecht ist ausdrücklich mit gemeint.
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Der Expertenstandard basiert auf einer umfangreichen Literaturstudie, der Expertise der Mit-
glieder der Expertenarbeitsgruppe und der methodischen Expertise des wissenschaftlichen 
Teams des DNQP. Schwerpunkte der Literaturanalyse waren vor allem die Suche nach inhalt-
lichen Aussagen in randomisierten Kontrollstudien mit hohem Evidenzgrad (vgl. Literaturstudie 
und Glossar). Diese existieren vorwiegend im anglo-amerikanischen Raum und beziehen sich 
hauptsächlich auf Einzelaspekte der Entlassung, auf bestimmte Patientengruppen und auf das 
Qualifikationsniveau des Pflegepersonals. Die in Deutschland durchgeführten Untersuchun-
gen konnten partiell berücksichtigt werden. Es handelt sich in der Regel um Evaluations- oder 
Begleitstudien. 

Grundsätzlich lässt sich der Expertenstandard in allen oben genannten stationären Gesund-
heitseinrichtungen anwenden. Er setzt jedoch voraus, dass von jeder Einrichtung, je nach 
Schwerpunktauftrag und behandelter Patientengruppe, organisationsbezogene Ausgestal-
tungs- und Verfahrensvereinbarungen getroffen werden. Diese beziehen sich vor allem auf 
die Zuständigkeitsbereiche der jeweiligen Berufsgruppen für einzelne Aufgabenfelder und die 
Auswahl geeigneter Assessment-Instrumente (z.  B. in Anlehnung an die bereits bestehen-
den Expertenstandards) sowie auf angemessene Formen der Dokumentation und Informati-
onsübermittlung zwischen den beteiligten Einrichtungen und Berufsgruppen. Im Rahmen der 
Informationsweitergabe sind die übermittelten Daten auf ihre professionelle Handlungsrele-
vanz vor dem Hintergrund des Schutzes von persönlichen Daten zu überprüfen. 

Der Expertenstandard regelt nicht das organisatorische Vorgehen des Entlassungsmanage-
ments innerhalb der jeweiligen Einrichtungen (Absprachen in direkter Form zwischen allen 
Beteiligten oder Einsatz einer koordinierenden Vermittlungsinstanz). Er stellt vielmehr in 
Rechnung, dass viele Einrichtungen bereits über Ansätze einer systematischen Patienten-
entlassung verfügen, die sich mit Hilfe des Expertenstandards optimieren lassen. Gleichwohl 
empfiehlt der Standard mit Bezug auf internationale Studien, dass im Entlassungsprozess die 
Pflegefachkraft aufgrund ihrer Nähe zu Patienten und Angehörigen die entscheidende Koor-
dinationsfunktion einnimmt. Das heißt jedoch nicht, dass sie alle Schritte des Entlassungs-
managements selbst durchführt. Die vorliegende Literaturstudie zeigt, dass die Wirksamkeit 
eines zentral organisierten Entlassungsmanagements mit dafür spezialisierten Pflegeexperten 
besser belegt ist, als ein Entlassungsmanagement durch Bezugspflegekräfte. Ein gelungenes 
Entlassungsmanagement kann nur in multidisziplinärer Zusammenarbeit erreicht werden, in 
der auch die anderen Berufe, wie Medizin, Sozialarbeit, Physiotherapie, Ergotherapie, Logo-
pädie oder Psychologie ihren Anteil spezifisch wahrnehmen.

Zur Implementierung des Standards bedarf es der gemeinsamen Anstrengung der leitenden 
Managementebene (Pflegemanagement und Betriebsleitung) und der Pflegefachkräfte sowie 
der Kooperationsbereitschaft der beteiligten Berufsgruppen. Die Managementebene trägt die 
Verantwortung für die Bereitstellung der erforderlichen Ressourcen (Besprechungszeit, beruf-
liche Qualifikation, Medien zur Dokumentation und Informationsweitergabe), der Festlegung 
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der hausinternen Verfahrensgrundsätze und der Schaffung eines geeigneten Kooperations-
klimas im Haus. Die Pflegefachkräfte tragen die Verantwortung für den Wissens- und Kom-
petenzerwerb zur Umsetzung des Standards. Hier sind besonders Fortbildungsbedarfe der 
Pflegefachkräfte in den Bereichen Assessment, Evaluation, Schulung und Beratung zu erwäh-
nen. Abschließend ist hervorzuheben, dass eine Vermeidung von Versorgungsbrüchen nur im 
Rahmen einer erfolgreichen Zusammenarbeit aller Beteiligten zu erreichen ist.
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Zielsetzung: Jeder Patient mit einem erhöhten Risiko poststationärer Versorgungsprobleme und einem daraus resultierenden weiter andauernden Pflege- und Unterstützungsbedarf 
erhält ein individuelles Entlassungsmanagement zur Sicherung einer kontinuierlichen bedarfsgerechten Versorgung.

Begründung: Die Entlassung aus einer Klinik birgt das Risiko von Versorgungsbrüchen, die zu unnötiger Belastung von Patienten und ihren Angehörigen sowie zu hohen Folgekosten führen 
können. Mit einem frühzeitigen, systematischen Assessment sowie Beratungs-, Schulungs- und Koordinationsleistungen und deren abschließender Evaluation trägt die Pflegefachkraft dazu bei, eine 
bedarfsgerechte poststationäre Versorgung sicherzustellen und den Patienten bei der Bewältigung seiner veränderten Lebenssituation zu unterstützen.

Struktur Prozess Ergebnis
Die Einrichtung
S1a  -  verfügt über eine schriftliche Verfahrensregelung für ein 
multidisziplinäres Entlassungsmanagement. Sie stellt sicher, 
dass die erforderlichen organisatorischen (z.  B. Zeitressourcen, 
Festlegung der Arbeitsteilung, Schulungsräume), personellen  
(z. B. Pflegefachkräfte mit hinreichender Qualifikation) und fachli-
chen Rahmenbedingungen (z. B. Einschätzungskriterien, -instru-
mente) gewährleistet sind.

Die Pflegefachkraft
S1b  - beherrscht die Auswahl und Anwendung von Instrumenten 
zur Einschätzung der Risiken und des erwartbaren Versorgungs- 
und Unterstützungsbedarfs nach der Entlassung. 

Die Pflegefachkraft
P1 -  führt mit allen Patienten und wenn möglich mit deren Ange-
hörigen innerhalb von 24 Stunden nach der Aufnahme eine erste 
kriteriengeleitete Einschätzung der erwartbaren poststationären 
Versorgungsrisiken und des Unterstützungsbedarfs durch. Diese 
Einschätzung wird bei Veränderung des Krankheits- und Versor-
gungsverlaufs aktualisiert.

-  führt bei identifiziertem poststationärem Versorgungrisiko bzw. 
Unterstützungsbedarf ein differenziertes Assessment mit dem Pa-
tienten und seinen Angehörigen mittels geeigneter Kriterien durch 
bzw. veranlasst dieses.

E1  Eine aktuelle, systematische Einschätzung der erwartbaren 
poststationären Versorgungsrisiken sowie des Unterstützungs- 
und Versorgungsbedarfs liegt vor.

S2 - verfügt über Planungs- und Steuerungskompetenz zur Durch-
führung des Entlassungsmanagements.

P2 - entwickelt in Abstimmung mit dem Patienten und seinen An-
gehörigen sowie den beteiligten Berufsgruppen unmittelbar im An-
schluss an das differenzierte Assessment eine individuelle Entlas-
sungsplanung.

E2  Eine individuelle Entlassungsplanung liegt vor, aus der die 
Handlungserfordernisse zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten 
poststationären Versorgung hervorgehen.

S3 - verfügt über die Kompetenz, den Patienten und seine Angehö-
rigen sowohl über poststationäre Versorgungsrisiken als auch über 
erwartbare Versorgungs- und Pflegeerfordernisse zu informieren, 
zu beraten und entsprechende Schulungen anzubieten bzw. zu 
veranlassen sowie die Koordination der weiteren daran beteiligten 
Berufsgruppen vorzunehmen.

P3 - gewährleistet für den Patienten und seine Angehörigen eine 
bedarfsgerechte Information, Beratung und Schulung.

E3 Dem Patienten und seinen Angehörigen sind bedarfsgerechte 
Information, Beratung und Schulung angeboten worden, um Ver-
sorgungrisiken erkennen und veränderte Versorgungs- und Pflege-
erfordernisse bewältigen zu können.

S4 -  ist zur Koordination des Entlassungsprozesses befähigt und 
autorisiert.

P4 - stimmt in Kooperation mit dem Patienten und seinen Angehö-
rigen sowie den intern und extern beteiligten Berufsgruppen und 
Einrichtungen frühzeitig den voraussichtlichen Entlassungstermin 
sowie die erforderlichen Maßnahmen ab.

- bietet den Mitarbeitern der weiterversorgenden Einrichtung eine 
Pflegeübergabe unter Einbeziehung des Patienten und seiner An-
gehörigen an.

E4 Mit dem Patienten und seinen Angehörigen sowie den weiter-
versorgenden Berufsgruppen und Einrichtungen ist der Entlas-
sungstermin abgestimmt sowie der erwartbare Unterstützungs- 
und Versorgungsbedarf geklärt.

S5 - verfügt über die Fähigkeit zu beurteilen, ob die Entlassungs-
planung dem individuellen Bedarf des Patienten und seiner Ange-
hörigen entspricht.

P5 - führt mit dem Patienten und seinen Angehörigen spätestens 
24 Stunden vor der Entlassung eine abschließende Überprüfung 
der Entlassungsplanung durch. Bei Bedarf werden Modifikationen 
eingeleitet.

E5 Die Entlassung des Patienten ist bedarfsgerecht vorbereitet.

S6 - ist befähigt und autorisiert, eine abschließende Evaluation der 
Entlassung durchzuführen.

P6 - nimmt innerhalb von 48 Stunden nach der Entlassung Kontakt 
mit dem Patienten und seinen Angehörigen oder der weiterversor-
genden Einrichtung auf und vergewissert sich, ob die Entlassungs-
planung angemessen war und umgesetzt werden konnte.

E6 Der Patient und seine Angehörigen haben die geplanten Ver-
sorgungsleistungen und eine bedarfsgerechte Unterstützung zur 
Bewältigung der Entlassungssituation erhalten.


